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Zahlen im Wahlkampf

Dass es im Wahlkampf bisweilen et-
was rustikal zugeht, ist hinlänglich
bekannt. Zum Ritual gehört auch, die
eigene Leistung hell erstrahlen zu las-
sen. All das können die Wahlbürger-
Innen sehr wohl einordnen. Wenn
allerdings nicht die Verpackung und
Präsentation der eigenen Argumente
und Fakten im Vordergrund steht, son-
dern deren Verdrehung, wird es für die
WahlbürgerInnen schwierig. Ein etwas
freier Umgang mit Zahlen zum Beispiel
ist bei den Unionsparteien immer
wieder einmal zu beobachten, wenn
es um Migrationspolitik geht.

Eine Kleine Anfrage der Unionsfraktion
im Bundestag über doppelte Staatsan-
gehörigkeit war für den bayerischen
Innenminister Günther Beckstein Anlass,
apokalyptische Reiter im Land zu ver-
orten. Beckstein sieht durch das seit An-
fang 2000 geltende neue Staatsbürger-
schaftsrecht „die schlimmsten Befürch-
tungen noch übertroffen“. Grund: Die
Zahl der Menschen mit Doppelpass ist
gestiegen. Und zwar 2001 um 88.995,
1999 waren es nur 19.721. Ein ge-
nauerer Blick auf die Zahlen zeigt, dass
2001 Spätaussiedler mit enthalten sind,

die vor der Gesetzesänderung nicht er-
fasst waren und deren
doppelte Staatsbürger-
schaft früher generell
hingenommen wurde.
Hinzu kommen 23.403
ausländische Kinder,
die mit Geburt einen
Doppelpass haben und
sich erst mit Volljährig-
keit für einen entschei-
den müssen.

Die Zahlen in der Öffentlichkeit so hoch
anzusetzen, wie es eben geht und daran
Befürchtungen zu knüpfen, ergibt nur
dann einen Sinn, wenn unausgespro-
chen unterstellt wird, dass jeder Mensch
mit Doppelpass eine Bedrohung für die
deutsche Gesellschaft ist.

Mit Zahlen, die bedrohlich klingen (sol-
len), hantiert auch schon Kanzlerkan-
didat der Union, Edmund Stoiber. Auf
dem CDU-Wahlparteitag im Sommer
sprach er davon, dass jährlich 500.000
bis 600.000 Ausländer nach Deutsch-
land kämen, was die Gesellschaft „ge-
rade noch“ bewältigen könne.  Was
Stoiber nicht sagt: Es ziehen jährlich

auch Hunderttausende AusländerInnen
weg. So betrug das Wanderungssaldo
im Jahr 2000 86.000 Menschen. Da-
mit ist pro 1000 Inländern ein Auslän-
der mehr im Land. In den Jahren 1997
und 1998 gab es sogar ein negatives
Wanderungssaldo, das heißt mehr
AusländerInnen haben Deutschland
verlassen als ins Land gekommen sind.

Ein anderes Beispiel: In ihren program-
matischen Aussagen erklärt die CSU,
dass die Zahl der in Deutschland le-
benden AusländerInnen von 3,5 Mil-
lionen 1972 auf aktuell 7,3 Millionen
zugenommen hat, während die Zahl
der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten von 2,3 auf 2,0 Millionen
zurückgegangen ist. Die Schlussfolge-
rung: „Die Zuwanderung erfolgte also
überwiegend nicht in Arbeitsplätze,
sondern in die sozialen Sicherungs-
systeme.“ Bei einer solchen Darstel-
lung ist unter anderem nicht berück-
sichtigt, dass die Zusammensetzung
der ausländischen Bevölkerung sich
durch Familiengründungen tiefgrei-
fend verändert hat. Und was die Zahl
angeht, hat das Rheinisch-Westfäli-
sche Institut für Wirtschaftsforschung
(RWI) in Essen den komplizierten
Sachverhalt für das Jahr 1995 einmal
durchgerechnet. Mehreinnahmen und
Mehrausgaben ergaben bei der Zu-
wanderung von Ausländern ein Plus
von 2,5 Millionen Mark, bei den Aus-
siedlern waren es 12,5 Millionen.
Fiskalisch also ist die Anwesenheit von
Ausländern ein Gewinn. Auch dies un-
terschlägt die CSU in ihrem Wahlkampf.

Eingebürgerte Personen nach den Rechtsgründen der Einbürgerung

Quelle: Bundesamt für Statistik, eigene Berechnungen
Bereich Migration und Qualifizierung
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Rechtsgrund der Einbürgerung 2000 2001

§ 85 Abs.1 AuslG (Anspruchseinbürgerung) 53.634 74.643

§ 85 Abs.2 AuslG (Anspruchseinbürgerung
Ehegatten und Kinder)  

§ 8 StAG (Ermessenseinbürgerung)

§ 9 StAG (Ermessenseinbürgerung:
Ehegatten von Deutschen) 

§ 40b StAG (Kinder, die vor dem Inkrafttreten
des neuen Staatsangehörigkeitsrechts am
1. Januar 2000 unter zehn Jahre alt waren)

§ 85 AuslG alte Fassung (Anspruchseinbürgerung
von 16 bis 23jährigen nach langjährigem Aufenthalt)

§ 86 AuslG Abs. 1 alte Fassung
(Anspruchseinbürgerung von sonstigen Menschen
nach langjährigem Aufenthalt)

§ 86 Abs. 2 AuslG alte Fassung (Einbürgerung
nach langjährigem Aufenthalt, Ermessen)

Sonstige

Insgesamt 178.098

Die gesetzliche Grundlage für die Einbürgerung von AusländerInnen ist alles andere als einheitlich, sondern verteilt sich
auf verschiedene Gesetze und Paragrafen. In der obigen Grafik sind jene Bestimmungen genannt, die am häufigsten
Anwendung finden; die anderen sind zusammengefasst. (AuslG: Ausländergesetz, StAG: Staatsangehörigkeitsgesetz)
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Ende Mai fand in Berlin ein Workshop
der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) zum
Thema „Umsetzung des Zuwande-
rungs- und Integrationsgesetzes“
statt. Experten aus Ministerien und
Verwaltungen - etwa dem künftigen
Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) - haben
die wichtigsten
Arbeitsfelder dar-
gestellt. Ziel war es
nicht, so Ursula
Mehrlän-der von
der FES, fertige Kon-
zepte zu liefern, son-
dern Diskussions-

Friedrich-Ebert-Stiftung

Umsetzung des
Zuwanderungsgesetzes

grundlagen zu schaffen, um mit
Inkrafttreten des Gesetzes Handrei-
chungen für die Praxis bieten zu kön-
nen.

Die schriftlichen Beiträge der Referent-
Innen sind auf der In-
ter-netseite der
Friedrich-Ebert-Stif-
tung ein- sehbar
und können dort
heruntergela-den
werden: www.
fes.de/aspol

Rund um Zuwanderung

Fakten und Argumente im Internet
Bei kaum einem Thema wird so viel
mit Mutmaßungen und Halbwahrhei-
ten hantiert wie bei Zuwanderung -
und dies vornehmlich in Wahlkampf-
zeiten. Ein Angebot zur Versach-
lichung unterbreitet jetzt der Bereich
Migration und Qualifizierung beim
DGB Bildungswerk im Internet. Un-
ter dem Titel „Rund um Zuwande-

rung“ wird seit dem 15. August jede
Woche ein neuer Aspekt aufgegriffen
und es werden Fakten dazu angebo-
ten. Termin für ein neues Stichwort
ist jeweils Donnerstag. Zusätzlich gibt
es jeden Dienstag einen neuen Hin-
weis auf Veröffentlichungen - seien
sie gedruckt oder im Netz - anderer
Organisationen, die sich ebenfalls mit

dem Gebiet Migrationspolitik befas-
sen und Argumente und Fakten lie-
fern.

Rund um Zuwanderung ist auf der
Internetseite des Bereichs Migration
und Qualifizierung zu finden:
www.migration-online.de (unter Pu-
blikationen/ Sonstige)

Neu im Netz

Filmverleih

Geboren in Absurdistan
Der österreichische Vater, Beamter
der Einwanderungsbehörde, sucht
mit seiner Frau in der Türkei nach
seinem Kind. Damit beginnt für die
Österreicher eine verwirrende Odys-
see durch die Türkei bevor sie end-
lich ihren Karli und die türkischen
Eltern von Heiri finden. Die sind aber
gar nicht davon überzeugt, das fal-
sche Kind zu haben...

„Geboren in Absurdistan“ setzt sich
auf humorvolle Weise mit dem
Themenkreis Fremdenfeindlichkeit
und der Suche nach Identität
auseinander und wirbt um Toleranz
der Menschen untereinander.

Aus dem Filmkatalog

Rund 100 Filme zu den Themen
Fremdenfeindlichkeit, Rechtsextremis-
mus, die Lebenssituation von Auslän-
derInnen in Deutschland werden seit
Mitte August vom Bereich Migration
und Qualifizierung für Multiplikator-
Innen zum Ausleihen angeboten. Bei
den Filmen - meist auf Video, einige
auf DVD - handelt es sich um Spielfil-
me, Kurzfilme, Dokumentationen, Spots
gegen Rechts und Filme, die in Projek-
ten entstanden sind. Es wird jeweils
eine kurze Beschreibung angeboten.

Die Filme können für die Arbeit im
Betrieb, in Seminaren, in der Jugend-
und Sozialarbeit, im Unterricht einge-
setzt werden. Für einige Filme wur-
den zusätzlich Medienpakete mit
Handreichungen zur Unterstützung
von Planung und Durchführung von
Filmveranstaltungen zusammenge-
stellt. Darüber hinaus bietet der Be-
reich Migration und Qualifizierung
Beratung bei allgemeinen medien-
pädagogischen Fragestellungen an.
Der Filmkatalog ist im Rahmen des
Xenos-Projekts „Aktionsformen für
die Arbeitswelt“ entstanden. Die Aus-
leihe ist kostenlos.

Im Moment ist der Katalog nur online
einsehbar. In absehbarer Zeit soll auch
eine Printversion erscheinen.

Informationen und Be-
stellungen unter: www.
migration -online.de oder
telefonisch: 0211/4301-
198 (Michaela Dälken)

Ein Beispiel aus dem Verleihprogramm
ist der 1999 erschienene öster-
reichische Spielfilm Geboren in Absurd-
istan (Länge: 99 min, ab 12 Jahre).

Zu Anfang der Geschichte steht ein fol-
genschwerer Irrtum: In einem Wiener
Krankenhaus werden die Neugebore-
nen Karli und Heiri vertauscht. Als der

Irrtum aufgeklärt werden
soll, stellt sich

heraus, dass
die türki-
sche Familie
samt Baby
abgescho-
ben wurde.
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In einem Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) vom 24. Januar 2002
wird die Rechtmäßigkeit der Mindest-
lohnregelung auch für entsandte Ar-
beitnehmer auf deutschen Baustellen
festgestellt. Anlass: Die portugiesische
Firma Portugaia Con-strucoes hatte
von März bis Juli 1997 in Tauber-
bischofsheim Rohbauarbeiten mit dafür
entsandten Arbeitnehmern durchge-
führt. Das Arbeitsamt hatte festgestellt,
dass der zu zahlende Mindestlohn un-
terschritten wurde und hatte eine
Nachzahlung angeordnet. Das entsen-
dende Unternehmen wandte sich an
das Amtsgericht Tauberbischofsheim.
Dieses äußerte Zweifel an der
Vereinbarkeit der entsprechenden Re-
gelung im Arbeitnehmer-Entsende-
gesetz mit der Dienstleistungsfreiheit
und rief den EuGH an.

Der EuGH unterstrich zwar, dass  Be-
schränkungen, die die Tätigkeit des
Dienstleistenden, der in einem ande-
ren EU-Land ansässig ist, beseitigt
werden müssen, aber eine solche Be-
schränkung kann dann gerechtfertigt
sein, wenn sie auf zwingenden Grün-
den des Allgemeininteresses beruht. Ein
solches Interesse ist der Schutz der
ArbeitnehmerInnen.

Rechtssache C-164/99 - Urteil vom 24.
Januar 2002, Internet: http://curia.eu.int

EuGH zu Mindestlohn auf Baustellen

Arbeitnehmerschutz
hat Vorfahrt bei

Dienstleistungsfreiheit

Von den 310.000 Einwohnern Bonns
sind 14 Prozent Ausländer. Das selbst
ausgestellte Etikett „Internationale
Stadt“ trifft von den Zahlen her
durchaus zu. Nicht mitgezählt sind
hierbei die AussiedlerInnen, Diploma-
ten und über 21.000 Doppelstaatler,
die einen deutschen und ausländi-
schen Pass haben.

Es ist aber auch ein anderer Blick mög-
lich: Da ist von „überforderten Nach-
barschaften“ die Rede. Anderseits sind
von den 13.00 Arbeitslosen 21 Pro-
zent AusländerInnen.

Einmal nicht auf gesamtdeutsche
Zahlen und Situationen zu blicken,
sondern zu diskutieren, wie es in der
eigen Stadt aussieht, war Anlass für
die Verwaltung, dies in einer Fach-
tagung zu tun. Die Dokumentation ist
jetzt erschienen.

Es ging aber nicht nur darum, Zustän-
de festzustellen, sondern auch jene
Bemühungen zu sehen, die von ver-
schiedensten Gruppen unternommen

Erfahrungen vor Ort

Migration und Kommune
werden, um die Integration und die
Beteiligung von AusländerInnen zu
verbessern. Diese Aktivitäten zu ver-
netzen, war ein weiteres Ziel der Ta-
gung. Die Dokumentation zeigt an-
schaulich, wie mühsam, aber auch er-
folgreich oder zumindest Erfolg
versprechend auf kommunaler Ebene
Engagement ist.

Die Dokumentation „Migration und
Kommune“ kann gegen eine Schutzge-
bühr von 5 Euro bestellt werden bei:

Referat für Multikulturelles
Budapester Str. 17, 53111 Bonn
oder im Internet unter: rosa-maria.
wahlen@bonn.de

Entsendegesetz

IG BAU fordert Ausweitung
auf die Landwirtschaft

Die IG Bauen - Agrar - Umwelt (IG BAU)
fordert die Ausdehnung des Entsende-
gesetzes auf die Landwirt-
schaft, so der Stellvertreten-
de Bundesvorsitzende Hajo
Wilms. Ziel dieses Gesetzes
ist neben der Bekämpfung
des Lohndumpings eine Ver-
besserung der sozialen Stan-
dards und der Schutz der Tarife
für die Beschäftigten. Bei Einführung
des Entsendegesetzes sind die Arbeit-
geber verpflichtet, bei Nichteinhaltung
des Mindestlohnes für ihre Mitarbeiter
bzw. bei Gewährung von zu wenig Ur-
laub Bußgelder zu zahlen.

Derzeit gebe es in der Landwirtschaft
einen Verdrängungswettbewerb zwi-
schen den Normal-Arbeitskräften mit
geregelten Einkommensgruppen und
den billigen Saisonarbeitskräften. Neben
den ca. 200.000 osteuropäischen
Saisonarbeitskräften wird nach Schät-
zungen eine ebenso hohe Zahl illegaler
Arbeitskräfte in der deutschen Landwirt-
schaft eingesetzt. Den Trend, dass diese

zu Hungerlöhnen und schlechten Bedin-
gungen arbeiten, gilt es nach Ansicht der
IG BAU zu stoppen.

Die Gewerkschaft setzt sich damit für
gleiche Arbeitsbedingungen sowohl für
die deutschen als auch die ausländischen
Arbeitskräfte nach dem Motto ein: Gu-
ter Lohn und gleicher Lohn für gute Ar-
beit für alle Beschäftigten. Das könnte
auch zum Abbau des schlechten Images
dieser Branche beitragen. Bereits heute
begeistern sich nur noch wenig junge
Menschen für eine Ausbildung in der
Landwirtschaft und Ausbildungsplätze
bleiben unbesetzt.

„Europa wird bunter - die Jugend
macht mit“, so lautet das Motto einer
Aktionsreihe im Rahmen der gemein-
samen Informationskampagne vom
Land Niedersachsen und der Europäi-
schen Union. Die Auftaktveranstaltung
„Gelebtes Europa - Jugend in Europa“
fand am 25. Juli 2002 in Wolfenbüttel
statt.

Die Osterweiterung der Europäischen
Union, die häufig auf Skepsis in der
Bevölkerung stößt, steht kurz bevor.
Ziel dieser Kampagne ist es, der Ju-
gend Europa und die Erweiterung
nahe zu bringen. Wichtig ist es für Ju-
gendliche, Europa selbst zu erfahren.
Über deren Möglichkeiten z.B. wäh-
rend eines Auslandspraktikums, oder
-studiums und über Austausch-
programme werden sie im Rahmen der
Aktionsreihe informiert. Insgesamt soll
mit einen Mix aus Vorträgen, Konfe-
renzen, Talkrunden, Aktionstagen, Aus-
stellungen und kulturellen Events eine-
breite Öffentlichkeit erreicht werden.

Viele BürgerInnen befürchten mit den
Beitritten der mittel- und osteuropäi-
schen Staaten und der Arbeitnehmer-
freizügigkeit einen starken Kon-
kurrenzdruck und Lohndumping auf
dem deutschen Arbeitsmarkt. Diesen
Befürchtungen versucht das im letz-
ten Jahr gegründete Europäische In-
formationszentrum Niedersachsen
entgegenzutreten. Bei den Bürgern
sollen noch bestehende Vorurteile ab-
gebaut und zugleich Interesse und Ver-
ständnis für die neuen EU-Mitglieder
geweckt werden. Auch Nieder-
sachsens Minister für Bundes- und
Europaangelegenheiten, Wolfgang
Senff, hält ein zusammenwachsendes
Europa mit den mittel- und osteuro-
päischen Staaten als Garant für Frie-
den und Wohlstand auf unserem Kon-
tinent.

Weitere Information unter
www.europa-wird-bunter.de oder
www.eiz-niedersachsen.de

Infokampagne in Niedersachsen

Europa
wird bunter
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Bundesinnenminister, Otto Schily, hat
anlässlich einer Feierstunde mit der ver-
sammelten Belegschaft das neue Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge
offiziell ins Leben gerufen. Das dem
Anlass zu Grunde liegende Zuwan-
derungsgesetz bündelt institutionelle
Zuständigkeiten, Verfahren und Infor-
mationen beim neuen Bundesamt un-
ter Wahrung der Eigenständigkeit des
Asyl- und Flüchtlingsrechts, dem nach
wie vor höchste Priorität beigemessen
wird. Neben diesen bereits bestehen-
den Aufgaben sind die Bereiche Inte-
gration, Zuwanderung im Regelverfah-
ren und Rück-kehrförderung neue Auf-
gabenfelder, mit dem Effekt, dass unser
Haus – auch nach den Worten Otto
Schilys - zum migrationspolitischen
Kompetenzzentrum in Deutschland um-
gestaltet wird.

Dies bedeutet für alle eine immense
Herausforderung, aber eröffnet nach
Jahren des Personalabbaus und der
Unsicherheit  wieder konkrete Ent-
wicklungsperspektiven, die sich schon
jetzt motivierend auf die Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter auswirken. Zwar
wird das Zuwanderungsgesetz als Gan-
zes erst am 01.01.2003 in Kraft treten,
einzelne Vorschriften werden jedoch

Ein Gesetz mit Auftrag
vorgezogen, so dass bereits jetzt Hand-
lungsbedarf besteht.

Seit dem 1. Juli obliegt dem Bundesamt
die Entwicklung von Grundstrukturen
und Lerninhalten für die Sprach- und
Orientierungskurse, auf die ab nächstem
Jahr für Neuzuwan-derer sowohl ein
Anspruch als auch die Verpflichtung zur
Teilnahme besteht. Sie bilden den Ein-
stieg für eine richtungsweisende Integra-
tion. Ein bundeseinheitliches Integra-
tionsprogramm, das unter der Konzept-
kompetenz des Bundesamtes und im
Zusammenwirken mit vielen Institutio-
nen entwickelt und fortgeschrieben wird,
soll alle integrativen Maßnahmen erfas-
sen und damit einen optimalen Integrat-
ionserfolg erzielen.

Außerdem ist das Bundesamt zuständig
für die fachliche Zuarbeit der Bundesre-
gierung auf dem Gebiet der Integrations-
förderung, für die Gewährung der Aus-
zahlung der nach den Programmen zur
Förderung der freiwilligen Rückkehr be-
willigten Mittel, für die Verteilung der jü-
dischen Immigranten aus den Nachfolge-
staaten der Sowjetunion, für die Führung
des Ausländerzentralregisters, für die Ko-
ordination der Informationen über die
Arbeitsmigration zwischen Ausländer-

Albert Schmidt, Präsident des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge

behörden, der Arbeitsverwaltung und den
deutschen Auslandsvertretungen, sowie
für die Durchführung eines optionalen
Auswahlverfahrens im Punktesystem.

Darüber hinaus wird beim Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge als unab-
hängige wissenschaftliche Forschungs-
einrichtung das Bundesinstitut für Be-
völkerungs- und Migrationsforschung
eingerichtet.

Dem neu zu gründenden Sachver-
ständigenrat für Zuwanderung und In-
tegration, der ein jährliches Gutachten
zur Migrationslage erstellt, wird das Bun-
desamt durch ein Generalsekretariat
wichtige Zuarbeit leisten.

Insgesamt erzeugt die Bündelung der
vielfältigen Aufgaben nicht nur Synergie-
effekte, sondern wird damit gleichzeitig
einem ganzheitlichen migrationspoli-
tischen Ansatz gerecht. Dies ist Auftrag
und Herausforderung genug, um mit
ganzer Hingabe diesem wichtigen ge-
sellschaftspolitischen Anliegen zum Er-
folg zu verhelfen.

KOMMENTAR

Gleichbehandlung ist ein Kernpunkt
von Integration. Dies war der Ausgangs-
punkt der Tagung „Gleichbehandlung
oder positive Diskriminierung? - Be-
triebliche Modelle  der Integration von
ArbeitnehmerInnen ausländischer Her-
kunft“, die am 27. November 2001 in
Bonn stattgefunden hat. Veranstalter
waren der Gesprächskreis Migration
und Integration der Friedrich-Ebert-Stif-
tung und der Bereich Migration und

Tagungsdokumentation

Gleichbehandlung oder positive Diskriminierung?
Qualifizierung beim DGB Bildungswerk.
Die Dokumentation ist jetzt erschienen.
Wie ein Gesamtkonzept entstehen
kann, zeigen positive Beispiele aus den
Betrieben, in denen dafür Sorge getra-
gen wird, dass ArbeitnehmerInnen mit
Migrationshintergrund gleichberechtigt
am Berufsleben teilhaben können. Dazu
sind eine besondere Förderung und fan-
tasievolle Schritte nötig. Wie es funk-
tionieren kann wurde etwa aus der Metall-

industrie vorgestellt oder aus Unterneh-
men wie der Deutschen Bahn AG und
dem Autozulieferer Sachs-Mannesmann.

Die Tagungsdokumentation „Gleich-
behandlung oder positive Diskriminie-
rung“ kann bestellt werden bei:
Der Setzkasten, Tel.: 0211/ 40 80 090-
0, Fax: 0211/ 40 80 090- 40
E-Mail: mehl@setzkasten.de
Im Internet: www.migration-online.de
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